Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Reform des Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. 

Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis: 

1. ln der Bundesrepubhk Deutschland werden jährhch ca. 4 000 
bis 5 000 Erwachsene entmündigt. Ungefähr 250000 Volljäh- 
rige dürfen derzeit nur teüweise oder gar nicht mehr über sich 
selbst bestimmen. Viele dieser Menschen werden von Berufs- 
vormunden, die manchmal mehrere himdert Mündel haben, 
wie Akten verwaltet. Beim Amtsgericht München ist ausge- 
rechnet worden, daß im dortigen Zuständigkeitsbereich ca. 
6,49 Stunden Betreuung pro Jahr und „Mündel" bzw. „Pfleg- 
ling" ausreichen müssen. Viele „Pflegebefohlene" lernen ihren 
Pfleger nie persönhch kennen. Um näheren Aufschluß über die 
rechtiiche Situation der geistig Behinderten und psychisch 
Kranken in der Bimdesrepubhk Deutschland zu gewinnen, hat 
die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag eine Große Anfrage 
an die Bimdesregierung gerichtet (Drucksache 10/4271). Die 
Antwort der Bundesregierung steht noch aus. Bereits jetzt steht 
fest, daß die Reform des Vormundschafts- und Pflegschafts- 
rechts dringhch ist. Diese Reform wird seit Jahren von Kirchen, 
Verbänden, von Psychiatern, Ärzten, Juristen und Sozialarbei- 
tern gefordert. 

2. ln einer Entschheßung vom 20. Dezember 1971 stellte die 
Vollversammlung der Vereinten Nationen fest (Resolution 2856 
XXVI), daß jeder geistig behinderte Mensch einen Anspruch 
auf einen besonderen Beistand hat, wenn dies zum Schutz 
seiner persönhchen Interessen erforderhch ist. Das deutsche 
Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht, das seit der Jahrhun- 
dertwende im wesentiichen unverändert in Kraft ist, genügt 
diesem Anspruch nur unvollkommen: 

a) Das geltende Entmündigungsrecht geht davon aus, daß dem 
fürsorgebedürftigen Behinderten zunächst etwas - nämhch 
die Geschäftsfähigkeit - genommen werden muß. Er wird 
„entmündigt". Im Entmündigungsverfahren, das in der ZPO 
geregelt ist, nimmt der „zu Entmündigende" die Stellung 
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einer Partei in einem Rechtsstreit ein. Der staatliche Akt 
einer scheinbaren Wegnahme der ohnehin nicht vorhande- 
nen oder stark eingeschränkten Mündigkeit wird zu Recht 
als widersprüchlich und diskrimiiüerend empfunden. 
Gesetzgeberisches Ziel muß es dagegen sein, geistig behin- 
derte und psychisch kranke Menschen durch Beistandsge- 
währung zu „bemündigen", nicht aber sie zu „entmün- 
digen". Behinderten und psychisch kranken Menschen 
gebührt der rechtliche Schutz, der im Einzelfall sachgerecht 
und notwendig ist. Das grundgesetzhche Verständnis von 
der Würde und den Persönlichkeitsrechten eines jeden Men- 
schen gebietet es, den behinderten oder psychisch kranken 
Bürger nicht als bloßes Objekt fürsorgerischer Bemühungen 
zu betrachten, sondern als Träger von Persönlichkeits- und 
Freiheitsrechten. 

b) Das geltende Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht ent- 
spricht nicht mehr den heutigen therapeutischen Erkennt- 
nissen und Möglichkeiten im psychosozialen Bereich. Die 
psychiatrische, psychotherapeutische und psychosoziale 
Versorgung änderte sich seit der Jahrhundertwende grund- 
legend. Psychiatrische und psychotherapeutische Einrich- 
tungen verstehen sich nicht mehr als „Verwahr anstalten", 
sondern erschließen in Wahrnehmung ihres Auftrages zu 
heilen in immer weiteren Bereichen therapeutische Chan- 
cen. Die Rechtsordnung muß diese Bemühungen unterstüt- 
zen und es dem behinderten Menschen ermöglichen, am 
Leben in unserer Gesellschaft in einem möghchst- großen 
Umfang teilzunehmen. 

c) Das geltende Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht wird 
schließlich der absehbaren demographischen Entwicklung 
und neueren gerontologischen Erkenntnissen nicht mehr 
gerecht. Der Anteil der über 60jährigen an der Wohnbevöl- 
kenmg der Bundesrepublik Deutschland soll bei konstanter 
Geburtenhäufigkeit bis zum Jahre 2030 auf ca. 35 % steigen. 
Die Pflegebedürftigkeit des Menschen nimmt mit fortschrei- 
tendem Alter zu. Dies güt ebenso für die Häufigkeit psychi- 
scher Stönmgen ungeachtet ihrer Ursachen im Einzelfall. 
Die tendenziell ansteigende Hilfsbedürftigkeit älterer, ins- 
besonderer hochbetagter Bürger rechtfertigt es aber nicht, 
alte Menschen durch Entmündigung auf den bürgerüch- 
rechtiichen Status eines weniger als 7jährigen Kindes hinab- 
zustoßen. Würde und Persönlichkeitsrechte älterer Men- 
schen können darüber hinaus auch nicht befriedigend mit 
dem Rechtsinstitut der Gebrechlichkeitspflegschaft (ggf. 
Zwangspflegschaft gemäß § 1910 Abs. 3 BGB) gewahrt wer- 
den. Dabei wird nicht verkannt, daß sich die Rechtspre- 
chung in der Vergangenheit bemüht hat, das geltende Recht 
durch Rechtsfortbüdung den grundgesetzHchen Erforder- 
nissen anzupassen. 

3. Der Bericht der Sachverständigen-Kommission über die Lage 

der Psychiatrie in der Bundesrepubhk Deutschland (Psy- 
chiatrie-Enquete) aus dem Jahre 1975 (Drucksachen 7/4200, 
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7/4201) wies auf folgende Mängel des geltenden Vormund- 
schafts- und Pflegschaftsrechts hin: 

— Uneinheitlichkeit und Schwerfälligkeit des Verfahrens; 

— eine zu hohe Entmündigungsrate; 

— Überlastung von Vormündern und Pflegern wegen einer zu 
großen Anzahl zu betreuender Mündel und Pfleghnge; 

— mangelhafte Information von Ärzten und Vormündern über 
die rechtlichen und sozialen Folgen der Entmündigung; 

— Mangel an Fachärzten mit ausreichenden Kenntnissen und 
Erfahrungen über die Begutachtung in Vormundschafts- 
sachen; 

— eine überholte gesetzliche Terminologie mit zu großen Inter- 
pretationsspielräumen ; 

— Notwendigkeit einer Einschränkung der Befugnisse des 
gesetzhchen Vertreters durch eine Erweiterung der richter- 
lichen Kontrolle. 

Als vordringliche Maßnahmen zur Verbesserung der Versor- 
gung psychisch Kranker und geistig Behinderter schlug die 
Psychiatrie-Enquete vor: 

— die Entwicklung eines abgestuften Systems von Betreuungs- 
maßnahmen anstelle und in Ergänzung der bisherigen Vor- 
mundschaft und Pflegschaft; 

— den Ersatz der Entmündigung durch die Feststellung von 
„Betreuungsbedürftigkeit'' und die gleichzeitige Bereitstel- 
lung eines „Betreuers" mit festgelegtem Aufgabenkreis in 
einem einheitlichen, auf das individuelle Betreuungsbedürf- 
nis abgestellten Verfahren; 

— die Klärung der Notwendigkeit, ob die Anordnung einer 
bestimmten Betreuungsmaßnahme obligatorisch mit der 
Frage der Geschäftsfähigkeit verknüpft werden muß; 

— die interdisziplinär orientierte Aus- und Weiterbüdung aller 
Verfahrensbeteüigten. 

Nachdem die von der seinerzeit SPD-geführten Bundesregie- 
rung eingesetzte Kommission zur Reform der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 1978 ihren Bericht vorgelegt hatte, äußerte die 
seinerzeitige Bundesregierung irl ihrer Stellungnahme vom 
13. Februar 1979 (Drucksache 8/2565), daß eine Gesamtreform 
des Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts im Interesse der 
Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker und Behin- 
derter erforderlich sei. Diese Reform ist heute dringlicher denn 
je. 


II. 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der insbesondere folgende Regelungen vorsieht: 

1. Eine Entmündigung findet nicht mehr statt. 

2. Vormundschaft und Pflegschaft über Volljährige werden 
ersetzt durch ein einheitliches, flexibles Rechtsinstitut der 
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Beistandschaft für volljährige Behinderte und psychisch 
Kranke. Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der Bei- 
standschaft sind im BGB, die Verfahrensvor Schriften einheit- 
lich im FGG zu regeln. 

3. Die Voraussetzungen für die Anordnung einer Beistandschaft 
tmd für die Beschränkung der Geschäftsfähigkeit sind recht- 
lich voneinander zu trennen. 

4. Die förmliche Bestellung eines Beistandes soll unzulässig 
sein, wenn der Betreffende durch andere Hilfe, besonders im 
Rahmen seiner Familie oder von Einrichtungen der öffent- 
lichen oder privaten Behindertenhilfe, in die Lage versetzt 
werden kann, seine Angelegenheiten im erforderlichen Aus- 
maß zu besorgen. Diese Personen und Stellen sind in erster 
Linie dazu berufen, informell und persönhch zu helfen. 

5. Die Rechte und Pflichten des Beistandes für volljährige behin- 
derte und psychisch kranke Personen sind gesetzhch beson- 
ders zu regeln. Zu den Pflichten soU gehören, daß der Bei- 
stand für eine behinderte Person die erforderhche Personen- 
sorge, insbesondere die ärztliche und soziale Betreuung, 
sicherzusteUen hat, soweit das Gericht nichts anderes 
bestimmt. Zu den gesetzüchen Pflichten des Beistandes soll 
auch gehören, daß dieser — faUs möghch - die „Wieder- 
bemündigung" des behinderten Menschen zu betreiben hat. 
Dies kann dadurch geschehen, daß der Beistand einen Antrag 
auf Aufhebimg der Beistandschaft stellen muß, wenn deren 
Voraussetzungen nicht (mehr) vorliegen und daß er Rechts- 
mittel einlegen kann, wenn die Anordnung der Beistand- 
schaft nicht aufgehoben wird, obwohl ihre Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 

6. Die dem Beistand kraft Gesetzes einzuräumenden rechtlichen 
Befugnisse sind nach den Bedürfnissen der einzelnen Behin- 
derten und nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
abzustufen. 

7. Allein maßgebend für die Bestellung eines Beistandes soll 
sein, daß beim behinderten oder psychisch kranken Men- 
schen eine bestimmte, ärztlich festgestellte und in ihren Aus- 
wirkungen für den Betroffenen genau beschriebene funktio- 
nelle Beeinträchtigung besteht, welche bewirkt, daß die 
betreffende Person alle oder einzelne ihrer Angelegenheiten 
nicht ohne Gefahr eines Nachteüs für sich selbst besorgen 
kann. Die Anordnung der Beistandschaft soll rechtlich nicht 
anknüpfen an die bloße Feststellung bestimmter Diagnosen 
oder Krankheitsbezeichnungen (z. B. Geisteskrankheit, Gei- 
stesschwäche, Verschwendimgssucht, Trunksucht, Rausch- 
giftsucht, Blindheit, Taubheit, Stummheit u. a.). Sprachlich 
diskriminierende Begriffe sind insoweit aus dem Gesetz zu 
streichen. Die Anordnung der Beistandschaft soll auch nicht 
an eine vorangehende Feststellung der Geschäftsunfähigkeit 
anknüpfen. 

8. Nach Art und Umfang der funktionellen Beeinträchtigung im 
Einzelfall sind folgende Stufen einer gesetzlichen Beistand- 
schaft vorzusehen: 
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a) Ein Beistand soll grundsätzlich nur mit Zustimmung der 
behinderten oder psychisch kranken Person bestellt wer- 
den. Die Aufgaben des Beistandes müssen eindeutig und 
klar Umrissen sein. Die Geschäftsfähigkeit des Behinderten 
soll unabhängig von der Bestehung des Beistandes grund- 
sätzlich unbeschränkt erhalten bleiben. Im übertragenen 
Wirkungskreis soU der Beistand die Möglichkeit haben, die 
behinderte Person zu vertreten. Diese Vertretungsmacht 
soU die voUe rechtliche Handlungsfähigkeit des Behinder- 
ten nach außen unberührt lassen. 

b) Die Beistandschaft soU dann gegen den WiUen der betref- 
fenden Person, aber beschränkt auf bestimmte, eindeutig 
umrissene Aufgabenkreise angeordnet werden können, 
wenn dies im Hinblick auf die Behinderung oder psychi- 
sche Krankheit im Interesse der betreffenden Person, ins- 
besondere im Interesse einer Teilnahme am Leben in der 
GeseUschaft, notwendig und verhältnismäßig ist. Die 
Geschäftsfähigkeit wird durch die Anordnung nicht 
berührt. 

c) Die Beistandschaft soll nur dann mit oder gegen den Willen 
der behinderten oder psychisch kranken Person auf aUe 
Aufgabenkreise erstreckt werden, wenn dies im Hinblick 
auf die Art und den Umfang der Behindenmg bzw. der 
Gesundheitsstörung unerläßlich ist, insbesondere wenn die 
Beschränkung der Beistandschaft auf einen bestimmten 
Aufgabenkreis nicht ausreicht (Verhältnismäßigkeit). 

9. Neben der Bestellung eines Beistandes soll die Geschäfts- 
fähigkeit der behinderten oder psychisch kranken Person in 
bezug auf einzelne Aufgabenkreise des Beistandes oder ins- 
gesamt beschränkt werden können, wenn dies neben der 
Anordnung der Beistandschaft im Interesse einer Teilnahme 
des Betreffenden am Rechtsverkehr notwendig und verhält- 
nismäßig ist. Hat allein die betreffende Person einen Antrag 
auf Beistandschaft gesteht, soU es unzulässig sein, gegen 
ihren WiUen zusätzlich ihre Geschäftsfähigkeit zu be- 
schränken. 

10. Die Anordnimg der Beistandschaft aUein hat in keinem FaU 
die voUe Geschäftsunfähigkeit zur Folge. 

11. Über die Beistandschaft, insbesondere über die Aufgaben- 
kreise des Beistandes, und über eine Beschränkimg der 
Geschäftsfähigkeit entscheidet das Gericht. 

12. Das Verfahren über die Anordnung und Aufhebung einer 
Beistandschaft und einer Beschränkung der Geschäftsfähig- 
keit VoUjähriger soU für die behinderte oder psychisch kranke 
Person gerichtskostenfrei sein, im übrigen soU sie Prozeß- 
kostenhüfe beantragen können. 

13. Die behinderte oder psychisch kranke Person ist vor jeder 
Entscheidung vom Gericht persönlich anzuhören. Dies gilt 
auch für das Rechtsmittelverfahren. Es soU unzulässig sein, 
diese Anhönmg einem ersuchten Richter zu überlassen. 
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14. Die Anordnung der Beistandschaft und eine Beschränkung 
der Geschäftsfähigkeit soll in jedem Fall nur auf der Grund- 
lage eines medizinischen Sachverständigengutachtens nach 
einer persönlichen Untersuchung durch den Sachverstän- 
digen erfolgen.' Das Gericht soll zusätzlich Vertreter anderer 
Fachrichtungen über Art und Umfang einer im Einzelfall 
notwendigen Beistandschaft hören. Gutachten und Stellung- 
nahmen sollen Auskunft geben über die beim Behinderten 
oder psychisch Kranken vorliegenden Funktionsstörungen 
und über das Ausmaß, in welchem er auf einen Beistand 
angewiesen ist. 

15. Der Behinderte soll jederzeit selbst die Aufhebung der Bei- 
standschaft oder der Beschränkung der Geschäftsfähigkeit 
bei Gericht beantragen und im Rechtsmittelverfahren ver- 
folgen können. 

16. Kommt eine Beschränkung der Geschäftsfähigkeit in 
Betracht, ist der behinderten oder psychisch kranken Person 
ein Rechtsanwalt beizuordnen. 

17. Es ist zu regeln, wie viele behinderte und psychisch kranke 
Personen von einem Beistand höchstens betreut werden 
dürfen. 

18. Die Beistände sollen eine angemessene Entschädigung für 
ihre Tätigkeit erhalten. 


III. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 
daß zur praktischen Umsetzung der Reform Institutionen bereit- 
stehen, welche die Suche, die Auswahl, die Beratung, die Fortbil- 
dung und Supervision unabhängiger Beistände übernehmen. 
Dabei sollen die Erfahrungen, die in Österreich mit den dort ins 
Leben gerufenen Sachwaltervereinen gemacht wurden, genutzt 
werden. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, auf eine interdiszi- 
plinär orientierte Aus- und Weiterbildung der berufsmäßig am 
Verfahren beteiligten Personen hinzuwirken. 

Bonn, den 6. August 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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